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Vor 25 Jahren, am Dienstag, 11. September 2001, schlug um 8.46 Uhr Ortszeit die
entführte Boeing 767 des American-Airlines-Flugs 11 von Boston nach Los Angeles in den
Nordturm des World Trade Centers in New York City ein. 17 Minuten später krachte die
ebenfalls entführte Boeing 767 des United-Airlines Flugs 175 von Boston nach Los Angeles
in den Südturm der Twin Towers. Der Südturm brach um 9.59 Uhr zusammen, der
Nordturm folgte um 10.28 Uhr.

Um 9.37 Uhr steuerten Terroristen die entführte Boeing 757 des American-Airlines-Flugs 77
von Washington nach Los Angeles in den Westteil des Pentagons, des US-Verteidigungsministeriums
in Arlington (Virginia). Eine weitere entführte Boeing 757 des United-Airlines-Flugs 93 auf dem Flug
von Newark (New Jersey) nach San Francisco schlug um 10.03 Uhr auf einem Feld in
Bundesstaat Pennsylvania auf.

19 Terroristen der islamistischen Terrororganisation Al-Qaida verursachten mit der Entführung von
vier Linienmaschinen den Tod von rund 3.000 Menschen aus etwa 90 Nationen, davon 2.753
im World Trade Center und Umgebung, 184 beim Pentagon-Anschlag und 40 im Flug 93. Mehr als
6.000 wurden bei den Anschlägen verletzt.

Bundeskanzler: Ein schwarzer Tag für uns alle
Dieser bislang größte Terroranschlag, der unter der Kurzbezeichnung „Nine Eleven (9 / 11)“ in die
Geschichte einging, veranlasste die Fraktionen im Deutschen Bundestag, die laufende erste
Beratung des Bundeshaushalts 2002 zu unterbrechen und erst in der Folgewoche fortzusetzen. Zu
Beginn der Sitzung am Mittwoch, 12. September, erhoben sich die Abgeordneten zum Gedenken
an die Opfer der Anschläge.

Im Anschluss gab Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) eine Regierungserklärung ab. „Der
gestrige 11. September 2001 wird als ein schwarzer Tag für uns alle in die Geschichte eingehen.
Noch heute sind wir fassungslos angesichts eines nie da gewesen Terroranschlags auf das, was
unsere Welt im Innersten zusammenhält“, sagte der Kanzler im Beisein des US-Botschafters Dan
Coats.

Es gehe jetzt darum, Solidarität mit der Bevölkerung der Vereinigten Staaten zu zeigen. Schröder
verwies darauf, dass sich am Abend des 11. September 2.000 Menschen zu einer spontanen
Beileidskundgebung und zu einem Gottesdienst im Berliner Dom versammelt hätten. Im Anschluss
an diese Sitzung werde es einen ökumenischen Trauergottesdienst in der Berliner Sankt-Hedwigs-
Kathedrale geben. 

„Jede gewünschte Hilfe“ angeboten
Er habe dem amerikanischen Präsidenten George W. Bush das „tief empfundene Beileid des
gesamten deutschen Volkes“ ausgesprochen und ihm die „uneingeschränkte Solidarität
Deutschlands“ zugesichert, sagte Schröder: „Die Menschen in Deutschland stehen in dieser
schweren Stunde fest an der Seite der Vereinigten Staaten von Amerika.“ 



Bei seinem Gespräch mit den Partei- und Fraktionsvorsitzenden am Vorabend habe völlige
Einmütigkeit darüber bestanden, dass „diese außergewöhnliche Situation das Zusammenstehen aller
Demokraten erfordert“.  Der Kanzler bot den US-Bürgern und -Behörden „jede gewünschte Hilfe“
an, auch bei der „Ermittlung und Verfolgung der Urheber und Drahtzieher dieser niederträchtigen
Attentate“. Es müssten nun rasch „noch wirksamere Maßnahmen ergriffen werden, um dem
Terrorismus weltweit den Nährboden zu entziehen“.

Union: Wir wissen, wo unser Platz ist
Der Unionsfraktionsvorsitzende Friedrich Merz sagte, man werde diese Fernsehbilder nicht
vergessen. Die Anschläge hätten „uns alle getroffen“. Sie seien „ein Angriff auf die Zivilisation, auf
die Freiheit und auf die Offenheit unserer Gesellschaften“, ein Angriff auf die Grundwerte, die das
Zusammenleben der Völker und der Menschen überhaupt erst möglich machten. 

„Wir stehen in diesen schwersten Stunden an der Seite Amerikas. Wir wissen, wo unser Platz ist“,
versicherte Merz, der an die Solidarität der Amerikaner „mit uns Deutschen“ 50 Jahre zuvor
erinnerte.

SPD: Heute sind wir alle Amerikaner
SPD-Fraktionschef Dr. Peter Struck sprach von einer „Kriegserklärung an die Werte der
demokratischen und zivilisierten Welt“, deren Folgen „wir noch nicht abschätzen“. Die Bilder dieser
„nie geahnten Brutalität werden uns nicht mehr loslassen, sie werden uns unser ganzes Leben
begleiten“. 

„Heute sind wir alle Amerikaner“, fügte Struck hinzu: „Wir alle ahnen, dass sich die Weltordnung
seit gestern verändert hat.“ Gemeinsam mit dem amerikanischen Volk „werden wir alles tun, um den
teuflischen Kräften das Handwerk zu legen“. 

FDP: Dauerhaft und überzeugt an der Seite Amerikas
Dr. Wolfgang Gerhardt, Vorsitzender der FDP-Fraktion, äußerte die Hoffnung, dass die
Amerikaner spüren, „dass sie durch eigenes Engagement in einer schwierigen Situation unserer
Geschichte in Deutschland wirklich einen großen Freund gewonnen haben, der auch dauerhaft und
überzeugt an ihrer Seite bleibt und mit ihnen fühlt“.

Der Geist der Menschen, die für den Anschlag verantwortlich sind, dürfe „niemals obsiegen“, so
Gerhardt.

Grüne: Anschlag auf die offene Gesellschaft
Einen Anschlag „auf die offene Gesellschaft überhaupt“ sah Rezzo Schlauch, Ko-
Fraktionsvorsitzender von Bündnis 90/Die Grünen. Gerade die Deutschen hätten den
Vereinigten Staaten in der Entwicklung zu einer weltoffenen und liberalen Demokratie viel zu
verdanken. 

Deshalb stehen „wir in diesen Stunden zu unseren amerikanischen Freunden und zum
amerikanischen Volk“, sagte Schlauch unter Beifall. 



PDS: Solidarität über Parteigrenzen hinweg
Für die PDS-Fraktion sagte ihr Vorsitzender Roland Claus: „Wir ahnen, dass der gestrige Tag
eine tiefe Zäsur im Sicherheitsdenken der letzten Jahrzehnte ist; gingen doch so viele davon aus,
dass eine Sicherheit gegen alle Unwägbarkeiten möglich sei. Heute wissen wir: Sie ist nicht
möglich.“ 

Amerika habe in diesen Stunden die Solidarität über Parteigrenzen hinweg nötig, und es werde
diese Solidarität auch geben.

CSU: Alle Mittel einsetzen, um zu helfen
CSU-Landesgruppenchef Michael Glos rief die „gewaltige Freundschaft“ in Erinnerung, die die
Deutschen von den Amerikanern hätten erfahren dürfen. „Wir wollen in dieser Stunde des Grauens
diese Freundschaft aus tiefster Überzeugung erwidern, und wir müssen auch bereit sein, alle Mittel
unseres Landes einzusetzen, um zu helfen, wo wir helfen können.“ Hierbei könne es passieren, sagte
Glos, „dass wir noch stärker gefordert werden, als wir es heute wissen“.

Bundestagspräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse (SPD) schloss die Sitzung nach 33 Minuten.
(vom/07.09.2026)
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